Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3756 


Der Bundesminister Bonn, den 7. September 1972 

für Arbeit und Sozialordnung 

la 5 - 6402.6 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vermögensbildung und Sparförderung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Pieroth, Katzer, 
Dr. Burgbacher, Dr. von Bismarck, Dr. Finger, Vogt und 
der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/3737 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen wird die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Warum ist die auf dem „Lieferschein" der SPD vor der Bundes- 
tagswahl 1969 für „sofort nach der Bundestagswahl am 28. Sep- 
tember 1969" zugesagte „Lieferung" einer „wirksamen Ver- 
mögensbildung für alle Arbeitnehmer" bis heute noch nicht 
erfolgt? 


2. Warum hat das in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 als „Schwerpunkt" angekündigte „Bemühen um eine ge- 
zielte Vermögenspolitik", insbesondere um eine Erleichterung 
der Anlage in Beteiligungswerten, bis heute noch zu keinem 
Vorschlag der Bundesregierung für eine stärkere Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivvermögen der Wirtschaft ge- 
führt? 


3. Warum ist der Vermögensbericht der Bundesregierung, der 
auch die versprochenen Maßnahmen zur Vermögensbildung 
enthalten sollte, von der Bundesregierung dem Deutschen Bun- 
destag bis heute noch nicht vorgelegt worden? 

Die Bundesregierung hat mehrfach angekündigt, sie werde 
ihn in Kürze vorlegen (z. B. in der Erklärung des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung am 15. April 1970 vor dem 
Deutschen Bundestag: „Wir werden nicht bis 1973 warten mit 
der Vorlage eines Vermögensberichtes . . . Ich kann heute schon 
sagen, daß die Gewinnbeteiligung zur Vermögensbildung darin 
eine zentrale Bedeutung haben wird . . ferner in der Anwort 
der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU zum Arbeitsprogramm der Bundesregierung zu in- 
nenpolitischen Vorhaben, Drucksache VI/1953, Seite 2: „Der 
Vermögensbildungsbericht wird in der ersten Hälfte dieses 
Jahres vorgelegt werden.") 
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4. Warum hat die Bundesregierung bisher den von ihr am 12. 
März 1971 (ebenfalls Drucksache VI/1953, Seite 17) angekündig- 
ten Ausbau der Sparförderung „zu einer vermögenspolitischen 
Gesamtkonzeption, vor allem in Richtung auf eine stärkere Be- 
teiligung der Arbeitnehmer am wachsenden Produktivver- 
mögen der Volkswirtschaft" nicht vorgenommen? 

5. Warum hat der Bundeskanzler die von ihm in der Pressekon- 
ferenz vom 22. Dezember 1971 „relativ zu Anfang des Jahres 
(1972), wenn auch nicht schon im Januar" angekündigten eige- 
nen Vorschläge zur Weiterbehandlung der Vermögensbildung 
bis heute noch nicht vorgelegt? 

6. Warum hat die Bundesregierung darüber hinaus dem Auftrag 
des Bundestages, erteilt durch die von allen Fraktionen gebil- 
ligte Entschließung vom 4. Juni 1970 (Drucksache VI/860) nicht 
entsprochen, 

„1. baldmöglichst, spätestens bis zum 30. Juni 1971, einen Ge- 
setzentwurf zur Reform der gesamten Sparförderung vor- 
zulegen, . . . 

2. baldmöglichst, spätestens bis zum 30. Juni 1971, gesetz- 
liche Vorschriften zur Sparförderung von Selbständigen 
vorzulegen?" 

7. Warum lehnt die Bundesregierung eine Regelung ab, daß Ar- 
beitnehmer, die in geringem Umfang an Personengesellschaften 
beteiligt sind, nicht als Mitunternehmer im Sinne von § 15 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes zu betrachten sind (so 
durch den Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft und Finanzen in der Antwort auf eine 
mündlidie Frage im Deutschen Bundestag am 5. November 
1971), und will die Bundesregierung durch diese Ablehnung 
den Arbeitnehmern weiterhin eine Möglichkeit versperren, 
echte Kapitalbeteiligungen am arbeitgebenden Unternehmen zu 
erwerben? 

8. Hat sich die Bundesregierung den auf Vorschlag des Bundes- 
ministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit und einer von 
ihm geleiteten Kommission gefaßten Beschluß des Parteitages 
der SPD vom 18. November 1971 zu eigen gemacht, der „eine 
Änderung des derzeitigen Körperschaftsteuersystems nicht für 
geboten" hält und damit die Doppelbesteuerung beibehalten 
will, durch die kleine Teilhaber und Volksaktionäre körper- 
schaftsteuerlich genauso behandelt werden wie Großaktionäre 
und Eigentümer großer Beteiligungen? 

9. Gibt die vom Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen am 18. November 1971 
abgegebene Erklärung, daß „die Vermögensbildung gestorben 
ist", nachdem der SPD-Parteitag am selben Tag beschlossen 
hatte, den Einkommensteuerspitzensatz auf 60 v. H. anzuhe- 
ben, die Auffassung der Bundesregierung wieder? 

Wenn nicht: Wie sollen nach Auffassung der Bundesregierung 
bei einem solchen Spitzensatz die von ihr so häufig verspro- 
chenen Vermögensbildungsleistungen aufgebracht werden? 


10. Teilt die Bundesregierung die vom heutigen Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen und einer von ihm geleiteten Kom- 
mission vertretene Ansicht, der Staatsanteil am Bruttosozial- 
produkt müsse auf 34 v. H. im Jahre 1985 erhöht werden? 

Wenn ja: Will die Bundesregierung dann in Kauf nehmen, daß 
dadurch der Anteil der privaten Haushalte am Volksvermögen 
weiter beschränkt wird, oder ist sie bereit, endlich einer wei- 
teren Privatisierung von Bundesvermögen zuzustimmen, wie 
sie z. B. von der Bundestagsfraktion der CDU/CSU durch den 
Gesetzentwurf zur weiteren sozialen Privatisierung von Bun- 
desunternehmen im Rahmen der Vermögensbildung (Druck- 
sache Vl/1434 gefordert, von der Bundesregierung aber bisher 
abgelehnt wird? 

11. Gedenkt die Bundesregierung in ihrer Wirtschaftspolitik Kon- 
sequenzen aus der Feststellung der Deutschen Bundesbank 
(in ihrem Geschäftsbericht für 1971, Seite 27) zu ziehen, daß 
sich bei anhaltender inflationärer Entwicklung „die Verteilung 
des Volksvermögens zum Nachteil der breiten Masse der Be- 
völkerung verändert"? 
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12. Welche Gründe veranlassen die Bundesregierung, immer mehr 
die Bildung von kollektivem Eigentum anstelle von Privat- 
eigentum anzustreben, wie z. B. im Referentenentwurf eines 
„Vermögensbeteiligungsgesetzes'' der Bundesregierung vom 
Juni 1971, der eine überbetriebliche, kollektiv zu verteilende 
Abgabe der Unternehmen vorsieht, die in kollektiven Ver- 
mögensfonds gesammelt werden soll? 

13. Teilt die Bundesregierung die von den Mitgliedern der sozial- 
demokratischen Bundestagsfraktion Dr. Apel (im Kölner Stadt- 
anzeiger am 19. November 1971) und Dr. Sperling (auf dem 
SPD-Parteitag vom 18. bis 20. November 1971) vertretene Auf- 
fassung, die öffentliche Vermögensbildung sei wichtiger als die 
Vermögensbildung für private Haushalte, also auch für die 
bisher noch vermögensschwachen Bevölkerungsschichten und 
Arbeitnehmer? 

14. Ist die Bundesregierung bereit, sich von der Tendenz zu einer 
„kalten Sozialisierng" zu distanzieren, die nach einer Erklärung 
des Sprechers der Bundesregierung (in einem Brief an den 
schleswig-holsteinischen SPD-Vorsitzenden) dem SPD-Parteitag 
vom 18. bis 20. November 1971 zugrunde lag? 

15. Hält es die Bundesregierung mit dem Charakter persönlichen 
Eigentums für vereinbar, daß die in der Bundesregierung dis- 
kutierten kollektiven Vermögensbestände nicht nach persön- 
licher Verfügung der anteilsinhabenden Arbeitnehmer und 
möglichst rentabel eingesetzt werden sollen, sondern zur 
Finanzierung weniger rentierlicher kollektiver Aufgaben, wie 
cs der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung gegen- 
über dem ZDF am 27. Juni 1971 und der Chef des Bundeskanz- 
leramtes erstmals gegenüber der Zeitschrift Twen, Ausgabe 
Oktober 1970 gefordert haben? 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß sie zu Fragen der 
Vermögensbildung vor dem Bundestag häufig Stellung genom- 
men hat (vgl. Drucksachen VI/1953, VI/2709 und VI/3186 sowie 
Protokoll der 42. Sitzung vom 15. April 1970, der 131. Sitzung 
vom 24. Juni 1971, der 132. Sitzung vom 25. Juni 1971 und der 
172, Sitzung vom 24. Februar 1972). Da sich am Sachstand nichts 
geändert hat, kann auf diese Stellungnahmen hingewiesen wer- 
den. Soweit in der Kleinen Anfrage Vorgänge und Äußerungen 
im außerparlamentarischen Raum angesprochen sind, wird die 
Bundesregierung dazu Stellung nehmen, wenn es ihr geboten 
erscheint. 


Im übrigen wird wie folgt Stellung genommen: 


1 . 

Erst in dieser Legislaturperiode ist der Durchbruch auf einem 
wichtigen Gebiet der Vermögenspolitik gelungen. Im Jahre 
1969 sparten nur insgesamt 5,7 Millionen Arbeitnehmer ver- 
mögenswirksam. Dagegen waren es Ende 1971 bereits 15 Mil- 
lionen. Gegenüber 1969 hat sich also die Zahl der begünstigten 
Arbeitnehmer fast verdreifacht. Im Jahre 1971 sparten somit 
etwa zwei Drittel aller Arbeitnehmer nach dem Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetz. Legt man dem Vergleich die Zahlungen 
von Vermögens wirksamen Leistungen aufgrund eines Tarifver- 
trages zugrunde, so hat sich im gleichen Zeitraum die Zahl der 
begünstigten Arbeitnehmer sogar mehr als verzehnfacht; sie 
ist von 1 Million auf 11 Millionen gestiegen: 
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Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 


Jahr 

Begünstigte Arbeitnehmer 

insgesamt mit Arbeit- 

geberlei- 

' stungen 2) 

: Vermögens- 
wirksam 
angelegter 
Betrag 


1000 

v.H.') 

1000 

Millionen 

DM 

1961 3) 

50 

0,2 

— 

15 

1965 

2 200 

10,1 

— 

620 

1969 

5 700 

26,0 

1 000 

1 600 

1970 5) 

12 100 

53,9 

7 600 

3 900 

1971 

15 100 

66,9 

11 200 

7 000 


1) begünstigte Arbeitnehmer in v. H. der abhängig Beschäftigten 

2) aufgrund von Einzelverträgen, Betriebsvereinbarungen sowie tarifver- 
traglicher oder gesetzlicher Regelung 

3) Erstes Vermögensbildungsgesetz 

4) Zweites Vermögensbildungsgesetz 
3) Drittes Vermögensbildungsgesetz 

Entscheidend für diesen Erfolg waren die Verbesserungen des 
Gesetzes und die Signalwirkung der Tarifverträge über ver- 
mögenswirksame Leistungen im öffentlichen Dienst vom 28. Ja- 
nuar 1970. Das System der Steuer- und Sozialabgabenfreiheit 
im Ersten und Zweiten Vermögensbildungsgesetz führte dazu, 
daß die Begünstigung mit steigendem Einkommen zunahm. Jene 
rd. 4 Millionen Arbeitnehmer dagegen, deren Einkommen so 
niedrig war, daß es nicht der Lohnsteuer unterlag, waren von 
den Vergünstigungen der Vermögensbildungsgesetze ausge- 
schlossen. Die Befreiung von den Sozialabgaben führte außer- 
dem zu Nachteilen in der Sozialversicherung. Durch die Um- 
stellung der Förderung auf die Arbeitnehmer-Sparzulage wur- 
den diese Mängel beseitigt. Durch die Einführung von Einkom- 
mensgrenzen für die Inanspruchnahme der Vergünstigungen 
wird erstmalig die Vermögensbildung vorrangig dort gefördert, 
wo das Sparen am schwersten fällt, bei den Beziehern niedriger 
und mittlerer Einkommen. Erst mit dieser Neugestaltung konnte 
erwartet werden, daß Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
zum Abschluß von Tarifverträgen über vermögenswirksame 
Leistungen bereit waren. Uber 700 nunmehr abgeschlossene 
Tarifverträge beweisen den Erfolg der gesetzgeberischen Maß- 
nahmen. 


II. 

Im Anschluß an die Verabschiedung des Dritten Vermögens- 
bildungsgesetzes hat die Bundesregierung sofort mit der Erar- 
beitung einer neuen und weiterführenden vermögenspolitischen 
Konzeption begonnen. Grundsätze hierzu hat sie am 11, Juni 
1971 beschlossen. In diesem Kabinettbeschluß hat die Bundes- 
regierung der Vermögensbildung in Form von Beteiligungs- 
werten besonderes Gewicht beigemessen. Daran hat sich nichts 
geändert. 
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Aus diesem Kabinettbeschluß geht u. a. auch hervor, daß die 
auszugebenden Beteiligungspapiere eine marktgerechte Rendite 
haben sollen. 

Der Vorwurf, die Bundesregierung fördere die Bildung „kollek- 
tiven" Eigentums, ist unverständlich. Für die in der Konzeption 
vorgesehenen Kapitalbeteiligungsgesellschaften sind weitge- 
hend die Regelungen des Gesetzes über Kapitalanlagegesell- 
schaften vom 16. April 1957 übernommen worden; das bedeutet, 
daß diese Gesellschaften soviel oder sowenig „kollektiv" sind 
wie Investmentfonds. 

Diese weiterführende politische Konzeption läßt sich im übrigen 
sinnvoll nur zusammen mit der Steuerreform verwirklichen. 
Die Bundesregierung ist der Meinung, daß aus sachlichen und 
gesellschaftspolitischen Gründen an diesem Zusammenhang fest- 
gehalten werden sollte. Nach wie vor ist sie der Ansicht, daß 
zur inneren Stärkung einer zeitgerechten Sozialordnung Fort- 
schritte in Richtung einer gerechteren Beteiligung am Ver- 
mögenszuwachs unerläßlich sind. 


III. 

Die Bundesregierung hat ihre Pläne zur Reform der Sparförde- 
rung in den Beschlüssen zur Steuerreform niedergelegt. Wegen 
des engen Zusammenhangs mit der Reform der Einkommen- 
steuer wird der Gesetzentwurf zur Reform der Sparförderung 
zugleich mit dem Entwurf zur Reform der Einkommensteuer 
vorgelegt werden. In dem Gesetzentwurf sind auch - entspre- 
chend der Entschließung des Bundestages vom 4. Juni 1970 
(Drucksache VI/860) - Vorschriften für die Förderung des 
Sparens von Selbständigen im eigenen Betrieb vorgesehen. 

Die Bundesregierung begrüßt Bestrebungen von Unternehmen, 
ihre Arbeitnehmer auf betrieblicher Ebene an der Vermögens- 
bildung zu beteiligen. Arbeitnehmer, die in geringem Umfang 
an Personengesellschaften beteiligt werden, können den steuer- 
lichen Folgen der Mitunternehmerschaft - u. a. Zurechnung ihres 
Arbeitslohns zu ihrem Gewinnanteil und zum Gewerbeertrag 
der Gesellschaft - dadurch entgehen, daß sie als stille Gesell- 
schafter am Betrieb beteiligt werden. Eine Änderung des in 
§15 Ziff. 2 EStG geregelten Mitunternehmerbegriffs im Hinblick 
auf die gewerbesteuerlichen Konsequenzen ist aus diesem 
Grunde nicht vorgesehen. 


In Vertretung 

Helmut Rohde 
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